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Die Heuschrecken mit
dem Kennzeichen D

Einen deutschen Pass haben die „Heu-
schrecken“ noch nicht. Aber einige Schwär-
me der vagabundierenden Vielfraße schei-
nen, nur für wirklich durchblickende Beob-
achter erkennbar, das Kennzeichen „D“ zu

tragen. Sozialdemokratische Politiker – durchaus der höheren
Ränge – haben es in diesen Wochen der Landtagswahlkämpfe für
nötig befunden, renditeorientierte und kostenbewusste deutsche
Unternehmen auf eine besondere „patriotische Verantwortung“
zu verpflichten.

Arbeitsbeschaffung als vaterländisches Projekt in der Zustän-
digkeit von Unternehmern und Unternehmen? Das hätte nun ge-
rade noch gefehlt. Wie sollten Unternehmen eine national defi-
nierte Verantwortung für Beschäftigung und Renten tragen kön-
nen, wenn sie dadurch in die Pflicht gerieten, sich gegen das
Kosten- und Preisgefälle des internationalen Wettbewerbs zu
stemmen? Ein Unternehmen, das es versäumt, auf Konkurrenz-
druck auch mit der Überprüfung seiner Fertigungskosten und
Fertigungsmethoden zu reagieren, könnte recht bald nicht ein-
mal mehr für eine kleinere Belegschaft Beschäftigung bieten. Es
müsste Konkurs anmelden. Gewiss hat Deutschland immer noch
einige gute Standorteigenschaften vorzuweisen: gut ausgebilde-
te Arbeitnehmer, eine passable Infrastruktur und eine aufs Gan-
ze gesehen rasch und zuverlässig arbeitende Verwaltung. Darauf
darf zählen, wer in Deutschland einen Betrieb führt. Aber daraus
kann keine Verpflichtung zur Bodenständigkeit gegen die Sig-
nale des internationalen Preis- und Kostengefüges hergeleitet
werden.

Unternehmerischer Erfolg, der auch die Beschäftigungschan-
cen in einem Land maßgeblich bestimmt, hängt an der Freiheit
der Unternehmen, auf Kosten- und Preisdifferenzen zu reagie-
ren. Ludwig Erhard hat – in der Sozialstaatsdebatte der frühen
Bundesrepublik Deutschland – dazu Beherzigenswertes gesagt.
Das gilt auch heute noch.

Hans D. Barbier

Fehlinvestition
Das „Universal Mobile Tele-
communications System“ –
kurz: UMTS – ist ein Übertra-
gungsverfahren für den Mo-
bilfunk, das große Datenmen-
gen schnell übermitteln kann.
TV- oder Videofilme auf dem
Handy anzuschauen ist mit
Hilfe des UMTS-Verfahrens
kein Problem. Doch gut zwei
Jahre nach dem Start der Tech-
nologie hält sich einer Umfra-
ge zufolge das Interesse bei
den Mobilfunkkunden in
Grenzen: Nur ein Drittel der
deutschen Handynutzer weiß,
was UMTS ist und welche
Möglichkeiten es bietet. Ein
Viertel der Befragten hat noch
nie etwas von dieser Übertra-
gungstechnik gehört. Rund 42
Prozent kennen den Begriff,
wissen aber nicht, worum es
sich handelt. Und lediglich et-
was mehr als zwei Prozent der
Befragten besitzen ein UMTS-
Handy oder eine UMTS-Lap-
topkarte.

Die UMTS-Anbieter hatten
vermutlich mehr Zuspruch er-
wartet. Immerhin waren sechs
Mobilfunknetzbetreiber im
Sommer 2000 bereit, UMTS-
Lizenzen für rund 51 Milliar-
den ¤ zu ersteigern – eine In-
vestition, die sich bisher nicht
ausgezahlt hat.
www.eplus-unternehmen.de/frame.asp?go=/
presse/0/0_0/0_0.asp

Investition in Köpfe
Im Jahr 2004 investierten gut
84 Prozent der Unternehmen
in die Weiterbildung ihrer Mit-
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arbeiter. Unternehmen mit
mehr als 250 Beschäftigten wa-
ren in Sachen Qualifizierung
sogar zu 92 Prozent aktiv. 

Die Mitarbeiter in diesen
Unternehmen verbrachten
durchschnittlich knapp 65
Stunden damit, ihre Kennt-
nisse aufzufrischen oder zu er-
weitern. Seminargebühren, Re-
ferentenhonorare und Lernma-
terialien sowie die Kosten der
zum Lernen verwendeten Ar-
beitszeit summierten sich im
Schnitt auf 1 072 ¤ pro Mitar-
beiter. Kleinere Firmen mit we-
niger als 50 Beschäftigten zahl-
ten sogar 1 151 ¤ pro Kopf für
die Qualifizierung. Insgesamt
gaben die Unternehmen rund
26,8 Milliarden ¤ für die
Weiterbildung aus.
www.iwkoeln.de/data/pdf/content/
trends01_06_2.pdf 

Weniger Schüler
Das Statistische Bundesamt
hat nachgezählt: Im laufenden
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Das englische Wort „Lobby“
bezeichnete ursprünglich die
Eingangshalle des englischen
Parlamentsgebäudes. Dort
unterhielten sich die Abge-
ordneten mit Personen, die
nicht in den Sitzungssaal
durften. Heute ist mit „Lobby“
eine Interessengruppe ge-
meint.

Die Zahl der Lobbyisten in
Deutschland steigt seit Jah-
ren. Waren vor 30 Jahren
rund 700 Verbände aktiv,
sind zum Stichtag 22. Febru-
ar 2006 bereits 1 949 Verbän-
de in die „Bekanntmachung
der öffentlichen Liste über die
Registrierung von Verbänden
und deren Vertreter“ – kurz
„Lobbyliste“ – eingetragen.
Damit kommen auf jeden der
614 Bundestagsabgeordneten
drei Lobby-Organisationen.

Lobbyisten tummeln sich
in allen Bereichen
Die Bandbreite der Interes-
sengruppen reicht dabei von
der „A.A.K. – Arbeitsgemein-
schaft Allergiekrankes Kind“
über die bekannten Wirt-
schafts- und Sozialverbände
bis hin zum „ZZF – Zentral-
verband Zoologischer Fachbe-
triebe Deutschlands“. Für die
in die Lobbyliste eingetrage-
nen Verbände regelt die Ge-
schäftsordnung des Deut-
schen Bundestages Anhö-
rungsrechte und -prozeduren.
Außerdem erhalten die Lobby-
isten auf Fürsprache durch
Parlamentarier Hausausweise
und haben dadurch jederzeit
Zugang zu den Bundesminis-
terien und Parlamentseinrich-
tungen.

Noch eindrucksvoller sind
die Zahlen auf EU-Ebene. Mit
der Bedeutung der Entschei-
dungen auf europäischer Ebe-
ne wuchs auch die Anzahl der
Lobbyisten. Die EU-Kommis-
sion hat vor fünf Jahren eine
Schätzung durchgeführt und
kam auf rund 10 000 Interes-
senvertreter in Brüssel; mitt-

lerweile geht man von min-
desten 15 000 Lobbyisten aus.

Lobbyismus hat
viele Facetten
Lobbyarbeit wird nicht nur
von Verbänden betrieben.
Auch Beratungsfirmen bieten
Kontaktanbahnung zu Politi-
kern an, und PR-Agenturen
helfen ihren Klienten, Zugang
zu politischen Entscheidungs-
trägern zu erhalten. Darüber
hinaus sind viele größere
Unternehmen ebenfalls mit
Lobbyisten in Berlin vertre-
ten. Fast alle Dax-30-Unter-
nehmen unterhalten eigene
Hauptstadtbüros. Einige le-
gen Wert auf eine politikna-
he, repräsentative Konzern-
niederlassung.
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Interessenvertretung statt Einflussnahme
In nahezu jedem Politikbereich versuchen Interessengruppen, Einfluss zu nehmen. Sie hal-
ten die Vertretung ihrer Interessen für ihr gutes Recht. Durch ihre Einflussnahme schädigen
sie aber oftmals andere.

Schuljahr besuchen rund 9,5
Millionen Schülerinnen und
Schüler die allgemein bilden-
den Schulen in Deutschland.
Das sind 118 900 weniger als
im Vorjahr. Die Gymnasien
können dabei eine Steigerung
der Schülerzahlen verzeich-
nen. Dagegen gibt es weniger
Haupt-, Real- und Gesamt-
schüler. 

Der seit 1998 anhaltende
Rückgang der Schülerzahlen
wird sich voraussichtlich fort-
setzen. In den neuen Bundes-
ländern sind die Schülerzah-
len mit 83 500 deutlich stär-
ker gesunken als in den alten
(35 400).

Ursache ist die unter-
schiedliche demographische
Entwicklung. In Ostdeutsch-
land gab es in der ersten Hälf-
te der neunziger Jahre einen
deutlichen Geburtenrück-
gang. Seit Mitte der neunzi-
ger Jahre steigen die Gebur-
tenzahlen langsam wieder.
Für die alten Bundesländern
vermerken die Statistiker da-
gegen seit 1998 einen andau-
ernden, moderaten Geburten-
rückgang.
www.destatis.de/presse/deutsch/pm2006/
p0780071.htm
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4 „Das, was die Organisa-
tionen für die ihnen

angehörigen Personen an
Meinung oder Willen zum
Ausdruck bringen, stimmt
mit den individuellen Vor-
stellungen der ‚Betroffenen‘
nur noch in einem übertra-
genen Sinne überein.“ 

Ludwig Erhard 1956

„Die Ablehnung der
Gruppenanliegen be-

ruht auf meiner Überzeu-
gung, dass es unter wirt-
schafts- und auch staatspo-
litischen Gesichtspunkten
für den Staat schlechter-
dings nicht möglich ist,
nach einem punktierten
Vorgehen da und dort etwas
mehr oder etwas weniger an
Gaben und Gnaden auszu-
teilen. Bei einem derartigen
Verfahren kommen der
Staat und insbesondere der
Wirtschaftsminister in eine
fast unhaltbare Situation.“ 

Ludwig Erhard 1954

„Dieses Berücksichti-
gen von Sonderinter-

essen, das Nachgeben
gegenüber einzelnen Forde-
rungen bestimmter Wirt-
schaftskreise verbietet sich
auch wegen der Interdepen-
denz  allen wirtschaftlichen
Geschehens. Jede einzelne
Maßnahme in der Volks-
wirtschaft hat Fernwirkun-
gen auch in Bereichen, die
von den Aktionen gar nicht
betroffen werden sollen, ja,
von denen niemand bei
flüchtiger Beobachtung
glauben möchte, dass sie
von den Ausstrahlungen be-
rührt werden.“

Ludwig Erhard 1957
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„Die Summe der Einzelinteressen ergibt nicht
das Gemeinwohl, sondern Chaos.“
Manfred Rommel

Lobbyisten sehen in der
Ministerialbürokratie und
dem Regierungsapparat ihre
Hauptansprechpartner. Sie
halten Verbindung mit den
zuständigen Fachabteilungen
und -referaten, weil dort der
Großteil der Gesetzesvorlagen
entsteht. Fast ebenso bedeut-
sam ist der Kontakt zu den
Medien.

Auch die Abgeordneten
sind gesuchte Gesprächspart-
ner. Lobbyisten und Politiker
aus allen Parteien treffen sich
auf „Parlamentarischen Aben-
den“ zum Meinungsaus-
tausch ohne Umwege: Proble-
me und Wünsche sollen di-
rekt mit den verantwortlichen
Entscheidungsträgern der je-
weiligen Bundestagsfraktio-
nen besprochen werden. 

Mehr Distanz 
zu Lobbyisten?
Manchem Politiker sind die
Lobbyisten lästig. Bundesfi-
nanzminister Peer Steinbrück
hat vor kurzem in einer Rede
angekündigt, dass er sich ein
„robustes Immunsystem ge-
gen die Attacken der organi-
sierten Einzelinteressen“ zu-
legen werde, um eine zu-

kunftsfähige Haushalts- und
Finanzpolitik betreiben zu
können. 

Auch die Vorsitzenden der
Bundestagsfraktionen von
CDU und SPD, Volker Kauder
und Peter Struck, wollen für
die geplante Gesundheitsre-
form in dieser Legislaturpe-
riode zunächst vertraulich
und „im kleinen Kreis“ nach
Lösungen suchen, damit die
Lobbyisten die Entwürfe nicht
torpedieren können.

Hans-Jürgen Papier, Präsi-
dent des Bundesverfassungs-
gerichts, hat Ende Februar
generell vor dem Bedeutungs-
verlust der Parlamente zu
Gunsten der Lobbyisten ge-
warnt. Der wachsende Ein-
fluss außerparlamentarischer
Gesprächsrunden sei bedenk-
lich. Er befürwortet zwar
grundsätzlich, dass sich die
Politik um externen Sachver-
stand bemüht. Aber das par-
lamentarisch-demokratische
Verfahren darf nicht umgan-
gen werden: Außerparlamen-
tarische Gremien dürfen kei-
ne Vorentscheidungen tref-
fen, die vom Bundestag oder

den Landtagen nur noch for-
mell bestätigt – mit anderen
Worten „abgenickt“ – werden.

Lockmittel der Lobbys:
Information
Trotz der Versuche und Auf-
rufe zu mehr Distanz gegen-
über den Einzelineressen,
trotz des häufig geäußerten
Unmuts und des generellen
Unbehagens über die Arbeit
der Lobbyisten hält die Politik
unentwegt Kontakt zu ihnen.

Was Lobbys für Ministerial-
bürokratie und Politiker so
interessant macht, ist die
fachliche Kompetenz der
Interessengruppen: Abgeord-
nete, Staatssekretäre und Mi-
nister sind selten mit allen
Facetten eines Themas ver-
traut. Auf Grund immer kom-
plexerer Sachverhalte ist es
daher für viele Politiker un-
verzichtbar, sich zur Ein-
schätzung aller Folgen eines
bestimmten Gesetzesvorha-
bens bei der entsprechenden
Lobby Informationen zu be-
schaffen. Die Verantwortung
für die Entscheidung tragen
jedoch die Politiker.

In der Praxis ist es jedoch
so: Je größer und mächtiger
die Lobby ist, umso eher wird
sie ihre Sicht der Dinge
durchsetzen. Große Gruppen
haben dadurch einen Vorteil
gegenüber kleineren. Hinzu
kommt, dass jedes Entgegen-
kommen neue Ansprüche
schafft: Wenn einer etwas be-
kommt, kann jeder andere
auf „Gleichbehandlung“ po-
chen.

Gruppeninteresse
kontra Gemeinwohl
Politiker sind, anders als Lob-
byisten, dem Gemeinwohl
verpflichtet. Interessenunab-

hängigkeit ist deshalb für Po-
litiker unabdingbar. Ludwig
Erhard hat es als natürlich
angesehen, dass jeder seine
Interessen vertritt. Aber dem
wachsenden Einfluss dieser
Interessen auf die Politik
stand er sehr skeptisch
gegenüber. Er forderte: „Die
Funktionäre, die Organisatio-
nen und Interessenvertretun-
gen haben sich dessen be-
wusst zu sein, dass sie sich in
ein Ganzes einordnen müs-
sen und die Rechnung nicht
aufgeht, wenn jeder ohne
Rücksicht auf den anderen
oder seine Umwelt glaubt, un-
ter Inanspruchnahme von
Macht jeweils das erringen zu
können, was der Augenblick
hergibt.“ Für ihn war unzwei-
felhaft: Interessengruppen
sollen gehört werden, aber sie
dürfen nicht regieren.

Diese Maxime ist nicht
schon dadurch erfüllt, dass
„Transparenz“ geschaffen
und dokumentiert wird, wer
mit wem zusammen arbeitet.
www.bundestag.de/bic/archiv/sachgeb/
lobbyliste/lobbylisteaktuell.pdf

Lobbyliste
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beim Deutschen Bundestag
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„Wenn die Interessen-
vertretungen ihre

Existenzberechtigung da-
durch nachweisen wollen,
dass sie die Begehrlichkeit
nur immer neu und mehr
wecken, um damit ihre Da-
seinsberechtigung unter Be-
weis zu stellen, dann sind
sie fehl am Platze – dann
haben sie vom Sittlichen
her  ihre Aufgabe verfehlt.“  

Ludwig Erhard 1960

„Gerade die Industrie-
gesellschaft braucht

einen starken Staat. Je grö-
ßer der Druck der Verbände
und Gruppen auf die Politik,
je ungehemmter der Ego-
ismus von Teilgewalten sich
entfesselt, umso entschiede-
ner ist es allen verantwort-
lichen Kräften – und in be-
sonderem Maße der
Bundesregierung – aufgege-
ben, für die Respektierung
des Gemeinwohls zu sor-
gen.“ 

Ludwig Erhard 1963
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Vollbeschäftigung
Die Februar-Statistik der
Bundesagentur für Arbeit (BA)
weist knapp 5,048 Millionen
Arbeitslose aus, 36 000 mehr
als im Vormonat. Saisonbe-
dingt steigt die Zahl der Ar-
beitslosen im Winter regelmä-
ßig, da es in einigen Branchen
– zum Beispiel am Bau und im
Gastronomiegewerbe – weni-
ger Arbeit gibt.

Die jahreszeitlich übliche
Entwicklung ändere „nichts an
unserer optimistischen Grund-
einschätzung der aktuellen
Arbeitsmarktsituation“, sagt
Frank Weise, Vorstandsvorsit-

Eigenverantwortung
Welche Auswirkungen Fehl-
kalkulationen haben können,
weist der Rentenversiche-
rungsbericht 2005 der
Bundesregierung aus. Im Ren-
tenversicherungsbericht 1995
wurde für das Jahr 2009 eine
monatliche Eckrente von
1.510 ¤ vorausgesagt. Im ak-
tuellen Bericht wird nun eine
Eckrente in Höhe von rund
1 180 ¤ für das Jahr 2009 ge-
nannt. Das sind 78 Prozent
der damals geschätzten Werte.
Eine Eckrente erhält, wer 45
Versicherungsjahre nachwei-

Impressum:
Herausgeber: Ludwig-Erhard-Stiftung · Johanniterstraße 8 · 53113 Bonn
Telefon 0228/5 39 88-0 · Telefax 0228/5 39 88-49
Redaktion: Andreas Schirmer · Fotos: picture alliance / dpa
Druck und Herstellung: Druckerei Gerhards GmbH, Bonn-Beuel
erscheint monatlich · www.ludwig-erhard-stiftung.de

„Auch nur eine leicht inflationäre Entwicklung 
ist so etwas wie eine entschädigungslose Enteignung 
zugunsten der öffentlichen Hand.“
Ludwig Erhard
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Die Soziale Marktwirtschaft im März 2006
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

zender der Bundesagentur.
Sein Optimismus ist berech-
tigt: Immerhin waren in die-
sem Februar rund 180 000
Menschen weniger arbeitslos
als im Februar vor einem Jahr.

Geldwertstabilität 
Die Kaufkraft der europäi-
schen Währung ist in den sie-
ben Jahren seit Bestehen der
Europäischen Währungsunion
gesunken. 1 000 ¤ aus den An-
fangstagen hatten zu Jahres-
beginn 2006 nur noch eine
Kaufkraft von 840 ¤. Die jähr-
liche Inflationsrate lag im
Durchschnitt der sieben Jahre
bei zwei Prozent. Bis zu die-
sem Wert spricht die Europäi-
sche Zentralbank (EZB) von ei-
ner stabilen Währung. Den-
noch summiert sich der Kauf-
kraftverlust auch bei geringer
Inflationsrate über die Jahre.

Mit dem Wertverlust stehen
die Euro-Länder im Vergleich
zu anderen Industriestaaten
weder besonders gut noch be-
sonders schlecht da: Der ame-
rikanische Dollar verlor im
selben Zeitraum rund 20 Pro-
zent an Wert, das britische
Pfund büßte „lediglich“ zehn
Prozent ein.

sen kann und immer den
durchschnittlichen Beitrag in
die Rentenkasse gezahlt hat. 

Die durchschnittliche Rente
beträgt laut Statistischem
Bundesamt für einen Ange-
stellten in den alten Bundes-
ländern 812 ¤, in den neuen
Bundesländern 860 ¤. Ein Ar-
beiter bekommt im Westen
durchschnittlich 598 ¤ und im
Osten 730 ¤ Rente. Ohne pri-
vate Vorsorge dürfte es für vie-
le im Alter schwierig werden,
den gewohnten Lebensstan-
dard beizubehalten.
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Jahresrate im Euro-Raum
in Prozent

Quelle: Eurostat/EZB
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Rentensteigerung
Rentenanpassung in Prozent

alte neue
Bundesländer

1996 0,95 1,21

1997 1,65 5,55

1998 0,44 0,89

1999 1,34 2,79

2000 0,60 0,60

2001 1,91 2,11

2002 2,16 2,89

2003 1,04 1,19

2004 - -

2005 – –

2006 – –

Anpassungen jeweils im Juli
Quelle: Deutsche Rentenversicherung
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